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Amtlicher Teil
;tteichspräsidente »»wahl

Auf die soeben erschienene 2. Änderungsverordnung
zur Reichsstimmordnung vom 17 . März 1925 (Reichsan-
»eiger Nr . 64 vom 17. März 192r RGBl . I Nr . 9 S 21)
wird hingewiesen.

§ 13 und Satz 2 in § 15 Abs. 1 wurden gestrichen . Dem¬
nach ist die bisherige Borschrift, daß bei Ausstellung eines
Stimmscheines für den 1 . Wahlgang gleichzeitig auch ein
Stimmschein für den 2. Wahlgang auszustellen ist , fal -
len gelassen worden . Der Stimmschein für den 2. Wahl -
gang (auf rotem Papier ) ist also ausnahmslos erst nach
dem 1 . Wahlgang auf begründeten Antrag hin auszu -
stellen.

Die Herstellung und der Versand des amtlichen Stimm -
zettels an die Bezirksämter ist den Herren Landeskom-
missären übertragen . Wegen rechtzeitiger Verteilung
der Stimmzettel an die Gemeinden treffen die Bezirks-
ämter die nötigen Vorkehrungen.

Die Gemeindebehörden machen gemäß 8 47 Reichs¬
stimmordnung (in der neuen Fassung) spätestens 3 Tage
vor der Abstimmung, also spätestens am 26. März in
ortsüblicher Weise bekannt : die Abgrenzung der Stimm -
bezirke, die Lage des Abstimmungsraumes , Tag und
Stunde der Abstimmung, ferner , daß die Stimmzettel
amtlich hergestellt sind, daß sie alle zugelassenen Wahl -
Vorschläge enthalten , daß der Stimmberechtigte bei der
Stimmabgabe durch ein Kreuz oder Unterstreichen oder
in sonst erkennbarer Weise den Anwärter bezeichnet , dem
ev s?ine Stimme ;,eben will , daß der Stimmberechtigte ,
der keinein vorgeschlagenen Anwärter seine Stimme ge-
ben will, den Namen der Person , der er seine Stimme
geben will, auf den amtlichen Stimmzettel in das hierzu
freigelassene Feld schreibt , und daß Stimmzettel , die die-
sen Bestimmungen nicht entsprechen , ungültig sind .

Die Abstimmung beginnt vormittags 9 Uhr und en>
det 6 Uhr nachmittags , soweit nicht für einzelne Gemein -
den (Stimmbezirke) von weniger als 1000 Einwohnern
durch den Bezirksrat die Abstimmungszeit abgekürzt ist.

Auslegung der Wählerlisten
Die Gemeindebehörden werden auf die in § 18 Abs . 2

Reichsstimmordnung vorgeschriebene ortsübliche Be-
kanntmachung wegen der spätestens am 2V . März begin-
nenden Auslegung der Stimmlisten oder Stimmkarteien
hingewiesen . Die ortsübliche Bekantmachung muß vor
Beginn der Auslegung erfolgen.

tDorgen wieder IReuwabldes preussiscden
^Ministerpräsidenten

Wie aus Berlin gedrahter wiro , hat der bisherige preußi -
sche Ministerpräsident Marx die Neuwahl zum Ministerpräfi -
denten nicht angenommen . Die heutige Landtagssitzung
dürfte daher vertagt werden . Die Neuwahl des Ministerprä¬
sidenten wird voraussichtlich am morgigen Freitag erfolge « .

Die RtgierunqZbildvng in Preußen
d>ar infolge der ablehnenden Haltung der Deutschnatimlalen
««gen Marx wieder auf den toten Punkt gekommen . Z . Zt . wird
derVersuchgemacht, mit einem reinen Beamtenkabinett für eine
Übergangszeit vor den Landtag zu treten . Seitens einer
Reih« höherer Beamten sind lebhafte Klagen geäußert wor »
den , daß durch die fortwährenden Krisen ihre Amtstätigkeit
geradezu unterbunden werde . Ministerpräsident Dr . Marx
hatte sich darüber zu entscheiden, ob er an der spitze eines
solchen Kabinetts treten , oder sein Mandat in die Hände des
Landtagspräsidenten zurückgeben werde . — Der Berliner
„Lokalanzeiger " nannte bereits ols Präsidentschaftskandidatenam Mittwoch den Kammergerichtspräsidenten Tigges ,de» früheren Finanzminister Sämisch und den dem Zentrum
nahestehenden Landeshauptmann der Rheinprovinz H»ri»n.

Bevorstehende Einigung in der Aufwertungsfrage . Die
..Vossische Zeitung " hört , daß die Besprechung der Netchsregie -
* "og, welche mit den Parteien auf Grund eines vom Justiz -
Ministerium ausgearbeiteten Gesetzentwurfes zur Regelung
> £ ^ ?ftvertungsfrage geführt werden , so weit gediehen seien ,* Qi$ mit dem Abschluß der Verhandlungen vielleicht schon heute
gerechnet werden könne. In der Frage der Hhpothekenauf -

scheine, wie das Blatt wissen will , die Einigung auf
^ khohung der Aufwertungsquote von 15 auf 25 Prozent be-

erreicht, während der Regelung der Anleiheaufwertung
k

°«> größere Schwierigkeiten entgegenständen .

* Wohnungsnot und Ikapital-
bescbatkung

Es gibt zurzeit wohl kaum eine größere Gemeinde
und überhaupt keine Stadt in Baden , die nicht auf der
Suche nach einem Anlehen wäre. Die Wohnungsnot und
oft auch das Wohnungselend sind so groß, daß die Ge-
meinden keinen anderen Ausweg zu finden vermögen.
Verschärft wird die finanzielle Lage noch durch den Um-
stand, daß sich die gemeindeeigenen Werke (Wasser-,Gas - und Elektrizitätswerke) infolge der Nachwirkung
von Krieg und Inflation häufig in einem Zustand be-
finden , der dem heutigen Stand der Wissenschaft und der
Technik nicht mehr entspricht . Es braucht nur an die
Gaswerke erinnert zu werden, die heute ihre Wirtschaft-
lichkeit durchweg durch Verbesserung der Ofenanlagen zu
heben versuchen . Der schlechte Beschäftigungsgrad in
manchen Industrien zwingt die Gemeinden zu Ausga -
ben für größere Notstandsarbeiten , die unter normalen
Verhältnissen noch gut hinausgeschoben oder ganz ver-
mieden lverden könnten, die aber vorgenommen werden
müssen, wenn die Straße von Arbeitslosenansammlun -
gen und von Radau - und Aufruhrszenen freigehalten
werden soll. War in manchen Gemeinden seither, wenn
auch nur unter starkem Anziehen der Steuerschraube ,
noch Aussicht vorhanden, solche Aufwendungen wenig-
stens teilweise aus laufenden Mitteln zu bestreiten, so ent»
schwindet doch für die nähere Zukunft diese Aussicht ganz,wenn man sich die Steuerverteilungspläne der Reichsre-
gierung vor Augen führt . Wenn diese Pläne Wirklich-
keit werden, wird es wohl nur noch sehr wenigen badi-
schen Gemeinden möglich sein , die Erträgnisse der Ge-
bäudesondersteuer über den gesetzlich vorgeschriebenen
Maßstab hinaus für Wohnungsbauzwecke zur Verfügung
zu stellen und die Folge wird sein , daß sich der Wettlauf
der Gemeinden um die spärlich voihandenen Anlehens -
Möglichkeiten noch weiter verschärft .

Diese Zwangslage der Gemeinden scheint einer gewis-
sen Klasse von Menschen sehr geeignet zu sein , um Raub »
ziige auf die Gemeindekafsen zu versuchen . Eine hösli-
chere Bezeichnung kann für die fast täglich bei den Ge-
meindeverwaltungen einlaufenden Darlehensvermitte ,
lungsangebote kaum gefunden werden. Die Geldvermitt -
ler tauchen allerorts auf. um unter zum Teil sehr schön
klingenden - Firmenbezeichnungen den notleidenden Ge-
meinden Geldquellen unter „sehr angenehmen Bedingun -
gen" und in fast „uneigennütziger Weise" anzubieten .Man verlangt ja nur 8 bis 10 v . H . Zins auf 10 bis 20
Jahre fest, der AuszahlungskurZ schwankt so zwischen 83
bis 93 v. H. , der Rückzahlungskurs zwischen 100 und 11V.Eine Vermittlungsprovision von 1 bis 2% v. H. kantt
nach Ansicht dieser Herren eigentlich auch nicht als un -
angemessen hoch bezeichnet werden und eine Verwaltungs¬
gebühr von 1 v . HI spielt bei derartigen Zahlen überhaupt
keine Rolle. Die Gemeinden werden in der sreundschaft-
lichsten Weise ersucht , zunächst alle möglichen Auskünfteüber ihre Vermögenslage und ihre Steuerkraft usw. „zutreuen Händen " zu geben und lediglich der Form halberein kleines vorgedrucktes Versprechen zu unterzeichnen,in welchem dem Darlehensvermittler die kleine Provision
zugesichert wird . Bevor dieser Schein unterzeichnet ist,kann die Gemeinde mit dem eigentlichen Darlehensgeber
nicht bekannt gemacht werden. Der eigentliche Geldgeber
entpuppt sich dann wohl wieder als eine weitere Vermitt -
lerperson und wenn man ernstlich der Sache auf den Grund
gehen wollte, wäre schließlich noch Gelegenheit gegeben,den dritte « und vierte« Strohman « zu finden, der vor dem
eigentlichen Geldgeber oder dem geldgebenden „Konsor¬tium " steht .

Es wird wohl kaum eine Gemeinde geben , die das
schöne Spiel so lange trieb , bis sie den „eigentlichen"
Geldgeber entdeckte. Dafür sorgen die Auskünfte, die von
amtlichen Stellen (Polizeibehörde und Handelskammer )
einlaufen , wenn man sich wirklich einmal ernstlich für
einen der Herren Vermittler interessiert. Meistens han-
delt es sich um junge Gründungen , die polizeilich noch
nicht gemeldet und im Handelsregister noch nicht einge-
tragen sind , manchmal sind die Auskünfte noch ungünsti -
ger und der Herr Vermittler ist polizeilich „sehr gut "
bekannt. Man kann sich bei der ganzen Sache des Ein -
drucks nicht erwehren, als wenn dunkle Elemente heute
nach berühmten Mustern aus Zeiten der Lebensmittel -
Zwangswirtschaft einen Kettenhandel mit verfügbaren

Geldern treiben oder zu treiben versuchen . Solange e»
sich hierbei um private Gelder handelt, wird kaum etwas
dagegen unternommen werden können. Trotzdem wird eS
kaum erklärlich sein, daß ein privater Geldmann bei der
heutigen Geldknappheit Vermittler braucht, um sein Ka¬
pital an den Mann zu bringen . Wenn

'
eine öffentliche

Kasse aber sich derartiger Vermittler bedienen würde, um
verfügbare Gelder an die Gemeinden auszuleihen, sq
könnte man dies tatsächlich nur mit dem gerade heute
sehr aktuellen Wort „Korruption " bezeichnen.

Jrs dieser Beziehung wird ein Angebot Interesse ha-
ben, das vor einiger Zeit an badische Gemeinden gegeben
wurde : Der Geldvermittler - angeblich ein Major a. D .,
schrieb wörtlich :

„Ich beehre mich, Ihnen folgendes mitzuteilen :
Amtliche Berliner Stellen geben an Kommunen größer«

Summen als Darlehen aus . Von zuständiger Seite wurde ich
beauftragt , solche zu vermitteln .

Die Bedingungen sind freibleibend ohne Verbindlichkeit für
mich folgende :

Beleihungsgrenze bis 30 Prozent des Vermögenswertes .
Auszuleihende Summe mindesten ? Reichsmark 100 000 bi»
zu hohen Beträgen .

Das Geld wird gegen Schuldschein in deutscher Reichsmark
auf 1y Jahre eventuell auf 18 Fahre gegeben , und zwar ge«
gen 8 Prozent Zinsen pro Jahr .

bei 96 Prozent Auszahlung ,3 Prozent Bankkommissionund
2 Prozent Abschlußprovision .

Die unbedingt erforderlichen Unterlagen , welche ich mir .
falls Sie von meinem Angebot Gebrauch zu machen wünschen,
zu getreuen Händen einzusenden bitte, sind folgende :

1. Ein kurzes Gesuch der Stadt mit Angabe der Einwohner -
zahl , aus dem die Höhe des gewünschten Darlehens und
die Zwecke, für welche dasselbe Verwendung finden soll,
hervorgehen .

2 . Vermögens - und Schuldenaufstellung der Stadt und Hau?»
haltungsplan pro 1926.

3 . Ein Schreiben , vom Bürgermeister und Stadtkämmerer
unterfertigt , worin sich die Stadt mit dem Zinsftitz von 8
Prozent pro Jahr einverstanden erklärt ..4 . Ein weiteres Schreiben , vom Bürgermeister und Kam-
merer unterfertigt , worin die Stadt erklärt, daß sie mit
dem Kapitalabzug von 6 Prozent und der Bankkommis-
sion von 3 Prozent , zusammen 8 Prozent , einverstanden
ist, die sofort von der zu erhaltenden Summe abzuziehen
sind.

6 . Ein Schreiben vom Bürgermeister und Kämmerer unter -
fertigt , durch welches sich die Stadt verpflichtet, für die
Vermittlung des Darlehens 2 Prozent von der Original -
summe zu zahlen und zwar ebenfalls ohne Verzug am
Auszahlungstage .

6 . Ein Schreiben , vom Bürgermeister und Kämmerer un-
terfertigt , durch welche? sich die Stadt verpflichtet, weitere
Darlehen von demselben Geldgläwbiger nur durch meine
Bermittelung zu beantragen und anderen geldsuchenden
Kommunen nicht die geldgebende Stelle , sondern nur
meine Adresse als Mittelsperson aufzugeben .

Der Schuldschein wird gemäß den neuen Bestimmungen d<*
Reichsfinanzministeriums mit Punkt 3 bis 6 übereinstimmend
formuliert . ,

Nach Prüfung dieser Unterlagen erfolgen alle weiteren
Verhandlungen direkt mit dem Geldgeber.

Ob und in welcher Form dem Geldnehmer ( der Stadt X )
das Recht früherer Kündigung eingeräumt wird, bleibt den
mündlichen Verhandlungen zwischen Geldgeber und Geldneh-
mer vorbehalten .

Auf Wunsch stehen Referenzen über bereits erfolgte Ab-
schlösse zur Verfügung .

"

Das Angebot ist offenbar in größerer Auflage herge -
stellt worden . Es dürfte eine ganze Reihe von darlehens-
suchenden Gemeinden mit dem Zirkular beehrt worden
sein.

Die Bedingungen selbst sind wohl nicht überraschend .
Sie weichen nicht wesentlich von den eingangs beschrie-
benen Normalangeboten der Geldvermittler ab . Überra-
schend ist es nur bei diesem Angebot , daß amtliche Ber¬
liner Stelle « Geld an Kommunen geben und sich dabei
privater Geldvermittler bedienen sollen . Vielleicht läßt
es sich feststellen, welche amtliche Berliner Stellen hinter
dem Angebot stehen. Handelt es sich hier um eine etwas
außergewöhnliche Geschäftsreklame oder um Tatsachen ?
Hat der Herr Geldvermittler wirklich Beziehungen zu
Reichskassen, wie er sich den Anschein gibt, indem er mit -
teilt , daß der Schuldschein gemäß den neuen Bestimmun-
gen des Reichsfinanzministeriums mit Punkt 3 bis 5
übereinstimmend formluiert wird?

Es wird nötig fein, Schritte zu unternehmen, um die
wilde Jagd der Gemeinden nach Darlehensgeldern zu
Wohnungsbauzwecken in geordneteBahnenzu lenken. Ließe
sich nicht eine zentrale Vermittlungsstelle für Baukapita¬
lien schaffen , welche die vorhandenen Gelder unentgelt»

Mit der Beilage : 22. öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des Badischen Landtags



lich vermittelt? Es ist doch ein Unding, daß von Gel-
dern , welche zur Förderung des Wohnungsbaues dienen
sollen , große Beträge in die Tasche von Geldvermitt »
mern .stießen . Läßt sich keine gesetzliche Regelung herbei-
führen , wonach die Sparkassen wenigstens einen bestimm-
ten Prozentsatz ihrer festen Einlagen in irgend einer
Darlehenssörm für Zwecke des Wohnungsbaues anlegen
müssen? Die Badische Gebäudeversicherungsanstalt hat
in vorbildlicher Weise den Anfang gemacht, für die Be -
Hebung der Wohnungsnot durch Hingabe ihrer verfügba -
ren Gelder zu arbeiten . Können sich nicht andere össent -
liche Kassen und Kassen von gemeinnützigen Anstalten
diesem Vorgehen anschließen?

Die Wohnungsnot ist groß . Die zur Bekämpfung vor-
handnen Gemeindemittel sind, an Bedars gemessen, ver-
schwindend klein. Nur mit der Ausnahme von Kapita -
lien läßt sich was schassen . Auf die bis jetzt üblichen wu -
cherischen Bedingungen der Geldvermittler kann sich eine
ihrer Verantwortung bewußte Gemeindeverwaltung nicht
einlassen . Es wird Sache der Landesregierung sein , sich
mit der Frage zu beschästigen, wie den einzelnen Gemein -
den Darlehen zu halbwegs annehmbaren Bedingungen
verschafft werden können. S .

Deutscher « eickstag

MTB . Berlin , 18. März .
Am Regierungstisch Finanzminister Dr . von Schlieben . —

Präsident Loebe eröffnet die Sitzung um 2,20 Uhr. Auf der
Tagesordnung steht die zweite Beratung des Gesetzentwurfes
zur

Änderung des BesoldungssperrgesetzrS .
Abg. Allekotte (Zentr . ) berichtet über die Verhandlungen des

Haushaltsausschusses . Der Ausschutz hat beschloffen, daß
das Besoldungssperrgesetz mit Wirkung vom 1. April 1926
ab außer Kraft tritt . Wenn die Länder und Gemeinden be-
reits zum 1 . Januar 1926 oder zu einem früheren Zeitpunkt
durch Einführung des Zuschlagsrechts zur Einkommensteuer
und . zur Körperschaftssteuer größere Selbständigkeit in bezug
aus die Ausnutzung dieser Steuern erhalten , so tritt das Ge -
setz schon in einem früheren Zeitpunkt außer Kraft .

Abg. Roßmann (Soz .) protestiert aeaen die Verlängerung
des Besoldungssperrgesetzes , ebenso Abg. Eichhorn (Komm . ) .

Abg. Dietrich -Baden (Dem . ) lehnt ebenfalls die Vorlage ab.
Das Gesetz habe die Gemeinden nicht zur Sparsamkeit , son¬
dern zur schlechten Wirtschast veranlatzt . Es handle sich jetzt
darum , in die Verwaltung der Kommune wieder Ordnung
zu bringen .

Abg . Schröder (MS . ) verwirft gleichfalls die Vorlage . ■
Die Vorlage wird darauf in zweiter Lesung gegen Demo -

traten , Sozialdemokraten , Kommunisten und Nationalsozia -
listen angenommen .

Abg. Dirtrich -Baden (Dem .) beantragt , die dritte Lesung
auszusetzen und den Gesetzentwurf zur Nachprüfung der
Krage , ob er verfassungsändernd sei, dem Rechtsausschuß zu
Überweisen .

Der Antrag wird abgelehnt .
In der dritten Lesung werden die einleitenden Bestimmun -

gen des Gesetzes angenommen .
Abg. Steinkopf ( Soz . ) beantragt dann , die Abstimmung über

die Bestimmung , daß das Sperrgesetz erst mit Wirkung vom
1 . April 1926 ab außer Kraft tritt , auszusetzen und auf Don -
nerstag zu vertagen . — Der ' Antrag aus Vertagung wird ad-
gelehnt .

Die Abstimmung über die Grundgehälterbestimmung wird
namentlich vorgenommen . Sie ergibt die Annahme der Be -
stimmungen mit 166 gegen 154 Stimmen bei 8 Stimmenthal »
tungen .

Bei der Schlutzabjtimmung fordert
Abg. Dr . Külz (Dem . ) namentliche Abstimmung , damit

festgestellt werden kann , ob das Gesetz eine qualifizierte Mehr -
beit habe . Seine Fraktion hält es für verfassungsändernd .

Die Schlutzabstimmung ergibt die Annahme des Gesetzes
mit 165 gegen 153 Stimmen , also mit einfacher Mehrheit .

Vizepräsident Dr . Bell stellt sest, daß Zweifel aufgetaucht
seien , ob das Gesetz verfassungsändernd sei und eine qualifi -
zierte Zweidrittelmehrheit nicht vorliege .

ES folgt die zweite Beratung des Gesetzentwurfes über
die vierteljährliche Gehaltsauszahlung .

Darnach soll die vierteljährliche Auszahlung der Beamten -
geHölter wieder eingeführt werden . Der Haushaltsausschuß
beantragt die unveränderte Annahme der Vorlage , sowie die
Entschließung , die Reichsregierung zu ersuchen, die viertel »
jährliche Gehaltszahlung mit tunlichster Beschleunigung , spä-
testens aber wieder bis zum I . Oktober 1925 einzuführen . Die
Vorlage wird in zweiter Lesung angenommen .

Ein Antrag Schuldt ( Dem . ) , die dritte Lesung auszusetzenund im Rechtsausschuß feststellen zu lassen , ob daS Gesetz ver -
fassungsändernd sei , wird abglehnt . Das Gesetz wird dar-
auf in dritter Lesung in der Schlutzabstimmung mit der
Entschließung angenommen .

Die zweite Lesung des Reichshaushaltsplans wird sortge -
setzt und zwar mit der Einzelberatung beim Titel

„Reichsjustizministerium " .
Abg. Frau Dr . Ttegmann (Soz . ) spricht gegen den Gebär -

zwang . Es mutz unter gewissen Voraussetzungen den Ärzten
gestattet werden , Eingriffe vorzunehmen .

Abg. Frau Agnes ( Soz ) tritt für Erleichterung der Ehe-
sckeidung ein . Eine erzwungene Ehe sei nur eine Hölle .

MeichSzustiMinister Dr . Frenken hält daran fest, daß ereiner Erleichterung der Ehescheidung niemals zustimmenwerde . Ist des Himmels Wille anders , so wird er es fügen .
(Lärm links . ) Auch bezüglich der Abtreibung sei sein ableh »
nender Standpunkt ganz bestimmt und unabänderlich . ( Er -
neuter Lärm links . )

Abg. Brodauf (Dem . ) hält die ablehnende Stellungnahmedes Ministers zur Frage der Erleichterung der Ehescheidung
für außerordentlich bedauerlich . Die Anträge werden den
verschiedenen Ausschüssen überwiesen .

Ein kommunistischer Antrag auf Aufhebung des Republik -
schutzgesetzes und Aufhebung deS Staatsgerichtvhofes wird
abgelehnt . Ein demokratischer Antrag auf Regelung de?
ZwangsvergleichsverfahrenA wird angenommen .»

Darauf wird die EinzelanSspracke fortgesetzt . Abg . Schrö -»er - Mecklenburg (RS . ) beantragt Streichung der Kosten für

Sden

Staatsgerichtshof . Der Staatsgerichtshof sei ein Schand -
eck der deutschen Geschichte ltumrrltanhaltender Lärm linksi dessen Verlauf der Abg. Dittmann zur Ordnung gerufenwirdl . Unter anhaltend großem Lärm verläßt der Rednerdas Pult .
Abg. Müller - Franken (Soz . ) sagt der nattonalistischen De -

magoyie voraus , daß sie bei den nächsten Wahlen zum Reichs¬

tag verschwinden werde . Unter dem . Sozialistengesetz feien
Taufende verurteilt worden , ohne um Gnade gewinselt zu
haben , wie Herr von Killinger . Bismarck habe hektographierte
Strafanträge gehabt . Das Verhalten der Rechten beweise ,
datz der Staatsgerichtshof noch notwendig sei .

Abg. Dittmann (Soz . ) wirft - den Kommunisten vor , datz
sie die Arbeiter in die Putsche hineintreiben , wegen der sie
dann verurteilt werden .

Die Ausgaben für den Staa ^sgerichtshof werden gegendie Rechtsparteien und die Kommunisten bewilligt .
Beim Reichspatentamt Ivird ein Antrag auf Ermäßigung

der Patentgebühren angenommen .
A,genommen wird ein Gesetzentwurf zur Erweiterungder Fürsorge für erwerbslose Seeleute .
Abg. Külz (D . ) berichtet sodann über

die Verhandlungen des Wohnungsausschusses
in Sachen des Mieterschutzes . Der Redner gibt namens seiner
Fraktion eine Erklärung ab , wonach die befriedigende Lö-
sung der Wohnungsfrage das dringendste soziale Gebot der
Gegenwart und der nächsten Zukunft sei . Pflicht der Reichs -
regierung sei eS, . schleunigst die ersorderl . Gesetzentwürfe vor-
zulegen . Auch die Frage deS SiedlungS - und des Pachtschutz-
Wesens müsse schleunigst behandelt werden .

Ein NegierungSvertrrter äutzert , die Regierung werde mit
dem Abbau der Wohnungszwangöwirtschaft fortfahren , soweit
es sich mit den Maßnahmen gegen die Wohnungsnot verein -
baren lasse. Sie werde iich deswegen mit den Ländern in
Verbindung setzen und möglichst bald die gewünschten Gesetze
vorlegen .

Das Haus vertagt sich auf Donnerstag 12 Uhr. Tagesord¬
nung : Jnstizetat , Finanzausgleich , kleine Vorlage .

*
Der Ältestenrat des Reichstags beschlotz : In der am heuti -

gen Donnerstag , mittags 12 Uhr , beginnenden Sitzung soll
der Notetat in zweiter Lesung , ferner der Finanzausgleich
und die dritte Steuernotverordnung besprochen werden . Am

treitag sollen die Borgänge in Halle zur Debatte kommen.
m Samstag sind dritte Lesungen . Nach einer Pause tagtder Reichstag wieder vom 31 . März bis 4 . April . Hierauf

beginnt die Osterpause , die bis zur Woche nach Ostern , eben -
tuell aber auch bis 28. April dauern soll ; letzteres , wenn ein
zweiter Wahlgang für die Reichspräsidentenwahl erforderlichwird.

Im Auswärtigen Ausschuß des Reichstags
wurden amMittwoch die Gesetzentwürfe betr . den Verwaltungs -
rat des intern . Arbeitsamts und das Washingtoner llebrrein -
kommen vom 28. November 1919 über die Arbeitslosigkeit be -
handelt . Ein Regierungsvertreter legte hierbei die grund -
sätzliche Stellungnahme der Reichsregierung zur Ratifikationdes internationalen Arbeitsübereinkommens dar und trat fürdie Einführung der deutschen Sprache als Amtssprache , so -
wie für die Vermehrung des deutschen Personals beim inter -
nationalen Arbeitsamt ein . Die weitere Behandlung der Ra -
tisizierungsentwürse wird durch den sozialpolitischen Ausschuhdes Reichstags erfolgen .

Im Hanshaltsausschnß d» S Reichstages
am Mittwoch wandte sich bei der Beratung der Anträge auf
Erhöhung des Teue ^ungszuschlages von 12,5 auf 20 Prozent ,
fiir die Besoldungsgruppen 1 bis 6 Reichsfinanzminister von
Schlieben gegen die Anträge und führte aus , datz , solange die
wirtschaftliche Lage , die Steuergesetzgebung , der Finanzaus -
gleich und die AufwertungIfrage nicht genügend geklärt seien ,man nicht neue , dauernde Lasten aus sich nehmen dürse . Mi -
nisterialdirektor Sitzler vom Reichsfinanzministerium erkannte
an , datz nach den bisherigen Erfahrungen eine Aenderuiigder Beamtengehälter nicht ohne Rückwirkung auf die Privat -
Industrie bleiben würde , während Reichsverkehrsminister
Krohne die schweren Rückwirkungen einer Erhöhung der Be -
amtenbesoldung aus die Personen - und Gütertarife hervor -
hob. Gemäß einem Antrag aus Vertagung zur Stellungnahme
der Fraktionen vertagte sich hierauf der Ausschuß .
Zur ReichSprästdentenwahl

Tur Ikeicksprösidentenwabl
Die Kandidatenrede JarreS '

In Berlin hat am Mittwoch der Kandidat der Rechten , Dr .
JarreS , seine Kandidatenrede gehalten . Er führte u. a . aus :
Er halte es für eine Ehrenpflicht , der hohen Achtung Aus -
druck zu geben , die er , unbeschadet der Verschiedenheit der po-
litischen Einstellung , dem Andenken des verstorbenen Reichs -
Präsidenten Ebert auf Grund seiner Zusammenarbeit in den
Reichsgeschäften bewahren werde . Der Redner forderte , datz
der Kampf um die Wahl deS Reichspräsidenten ritterlich ge¬
führt weroe . Er halte aufrecht , was er als Reichsminister
deS Innern verantwortlich gesagt habe, datz die Verfassung
auf der

'
Grundlage organischer Entwicklung weiter gefördert

werden müsse. WaS sich im Sturm des Krieges und der Re -
Volution als morsch erwiese » habe, könne nicht wiederkehren .
Bus der anderen Seite sind wir — sagte der Redner weiter
— der Meinung , datz der alte Staat auf unendlich vielen
Gebieten daS Vorbild eines sozialen Voiksstaates gewesen ist.
Wir lehnen die Auffassung ab, als ob es bei dieser Wahl des
Reichspräsidenten um eine Entscheidung über die Streitfrage :
Monarchie »der Republik ? ginge . Letzten Endes ist nicht die
Form des Staates entscheidend, sondern sein Inhalt . Wir
bringen der verfassungsmäßigen Fahne die schuldige Achtung
entyegen ; aber wir fordern auch für ims das Recht , die alte
Farbe Schwarz -Weiß - Rot , in denen sich uns die Symbole einer
wichtigen und ruhmreichen Vergangenheit verkörpern , unbehin -
dert zu Ehren zu bringen .

*
Ludendorff ist nun als der 7 . Präsidentschaftskandidat auf -

gestellt . Die Opposition gegen den norddeutschen Wulleflügel
der Nationalsozialisten hat unter Führung Adolf Hitler ? Ge-
neral Ludeitdorff als ReichSpräfidentschaftskandidaten aufge -
stellt . General Litdendorff ist in Berlin eingetroffen .

Der geschäftsführende LandeSauSschutz der nationalliberalen
Landespartei Bayerns hat sich zur Reichspräsidentenwahl
schließlich einstimmig auf den Boden der Kandidatur JarreS
gestellt . Zwar gäb der Vors . ReichStagSabg. Geheimrat Sachs -
Siürnverg unter lebhafter Zustimmung dem Bedauern dar-
über Ausdruck, datz eS nicht gelungen sei , den Sieger vom
Skagarak , « dmiral Scherr , auf die Liste der zur Entscheidung
stehenden K audiatur für die Reichspräsidentschaft zu bringen .

Ein Ausschlußversahren auS der Kommunistischen Partei .
Einer Blättermeldung aus Frankfurt a . Main zufolge ist
gegen den kommunistischen Rechtsanwalt Scckel seitens der
kommunistischen Partei ein Ausschlußverfabren eingeleitet
worden , weil er seiner Pflicht als kommunistischer Verteidiger
nicht mit der nötigen Energie nachgekommen sei . Scckel führtdie Verteidigung von Kommunisten auch vor dem Staatsge -
richtSHof in Leipzig Die „Vossische Zeitung " bemerkt dazu ,das AuSschutzvcrfahren gegen Dr . Teckel deute darauf hin .
datz sich in der kommunistischen Partei ein ZersetzungSprozetz
vollziehe , der seit längerer Zeit zu erwarten gewesen sei .

lldolittscde Neuigkeiten

Im thüringischen Landtag
ersolgte am Mittwoch die zweite Beratung deS Antrags der
Rechtsparteien auf Herabsetzung der Zahl der LandtagSalige -
ordneten von 72 auf 63 . Nach erregter Aussprache erfolgte
die Abstimmung . Es stimmten für die Herabsetzung der Ab-
geordnetenzahl die Rechtsparteien , die Völkischen und die De»,
mokraten mit 39 Stimmen , während die Sozialdemokraten
und Kommunisten mit 24 dagegen stimmten Da somit die
erforderliche Zweidrittelmehrheit nicht erreicht ist , gilt der
Antrag als abgelehnt . Ebenso erhielt ein zweiter Antrag oe*
demokratischen Fraktion , der ebenfalls die Herabminderung
der Abgeordnetenzahi des Landtags zum Gegenstand hatte,
nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit . Des weiteren
wurden die beiden Anträge der Sozialdemokraten und Kom»
munisten auf Auflösung des Landtags mit 36 Stimmen der
Rechtsparteien gegen 26 der Linken abgelehnt .

Neuwahl des Hambnrger Senats
Bei der am Mittwoch abgehaltenen Neuwahl des Hamburger

Senats durch die Bürgerschaft kam es zu wüsten Tumult -
szenen Die Kommunisten brachten eine Interpellation über
die Verweigerung von Urlaub an die politische» Festungsge -
fangenen ein . Als die Bürgerschaft die Besprechung nicht
zulietz , kam es im Saal und auf den Tribünen zu Dcmon ^
strationen . Die Sitzung wurde mehrfach unterbrochen und
einige der Kommunisten von der Sitzung ausgeschlossen . Hier-
auf verlieh ein Teil der Kommunisten unter dem Ruf :
„Hoch die Revolution ?" den Saal . Der Präsident schloß hier-
auf die gesamten übrigen kommunistischen Vertreter von der
Sitzung aus und ersuchte sie, den saal zu verlassen . Teils
leisteten sie der Aufforderung erst Folge , als die herbeigehol -
ten Haus - und Kriminalbeamten sie zum Verlassen des Saa -
les veranlatzten . Später teilte der Präsident mit , datz er
sämtliche Ausgeschlossenen nunmehr für 4 Wochen ausge »
schlössen habe. Im Saale blieben nur noch die Mitglieder der
Regierungskoalition , die nunmehr 15 der von dem Wahlaus -
schuh vorgeschlagenen Senatoren wählten . Es wurden ge-
wählt : 4 Mitglieder der Deutschen BolkSpartei , 4 Drmotra .
»en und 7 Sozialdemokraten .

Der Senat hat Senator Dr . Petersen (Dem . ) zum ersten
und Senator Dr . Schramm (Vpt . ) zum zweiten Bürgermei »
ster gewählt .

Im Magdeburger Prozeß
sagte am Mittwoch der Zeuge Gober «, der aus dein Unter-
suchungSgesängniS in Berlin durch einen Poiizeibeamten vor-
geführt wird , aus , datz er in keiner politischen Partei organi -
siert und national gesinnt sei . In der Treptower Versamm -
lung habe er etwa 20 Meter von Ebert entfernt gestanden
und es seien nur wenige Menschen vor ihm gewesen . Er und
seine Kollegen aus den Spandauer Betrieben waren interes -
siert daran , wie Ebert sich zu den Grftellnngsbrfehlrn ver-
halte . Er habe deshalb einen Zettel geschr ^ ^ n mit der
Frage : „Wie verhält sich Ebert zu den Geste «?»tngsbefehlen ? "
und ihn Ebert hinaufgereicht . Nach einigen Minuten habe
Eber » geantwortet , den Gestellungsbefehlen sei Folge zu lei -
sten. Wer einen bekomme, der solle sich an die Partei wen-
den, diese werde dann das Nötige veranlassen . Auf Vorhal -
ten des Vorsitzenden , datz viele Teilnehmer an der Versamm -
lung die Rede Eberls anders verstanden hätten , erklärt der
Zeuge , daß die anderen Angst hätten . ES sei ganz auSgc-
schlössen , datz er sich verhört habe . Auf die Frage deS Bor -
sitzenden, ob schon vor der Versammlung davon gesprochen.
wurde , datz inan Gestellungsbefehle nicht befolgen solle, ant -
wortete der Zeuge , datz er das schon vorher im Betrieb ge¬
hört habe . Aus diesem Grunde hak>2 er auch den Zettel an
Ebert gerichtet. Es entspann sich nun eine längere Ausein -
andersetzung über die Vorstrafen Goberts . Wegen jeher
letzten Vorbestrafung erklärt Gobert , er habe für eine natio -
uale Handlung 15 Monate Gefängnis erhalten . In seiner
Jugend sei er wegen leichtsinniger Sachen verurteilt worden .

Zeuge Fröhfe erklärt, als Ebert sagte : „Ja , wenn Ihr Ge-
stellungSbefeHle bekommt, mützt Ihr ihnen selbstverständlich
folgen , wir als Partei werde, » aber dafür sorgen , datz die Ge-
stellungSbefeHle rückgängig gemacht werden "

, erhob sich ein
grotzer Tumult und man rief immerzu : Bremser , Verräter ,
Halunke !

Sodann wurde der Zeuge Svrig vernommen , der über die
Versammlung im Troptower Park aussagte , ihn habe nur die
Frage der Gestellungsbefehle interessiert . Ebert erhielt einen
Zettel hinaufgereicht und sagte dann : „Wer einen GestetlungS «
befehl erhält , soll ihm nicht Folge leisten ! " Borsitzender : HabenSie da» genau verstanden ? Zeuge : Jawohl ! Auf die Frag «
des Vorsitzenden , ob der Redner gesagt habe : „Ich schlage vor,dein Streikbefehl nicht Folge zu leisten

" antwortete Syrig :
Nein , dann wäre ist am nächsten Tage einer der ersten ge -
Wesen, der wieder in den Betrieb gegangen wäre Herr Ebert
hat auch gesagt , die Partei würde sich dafür einsetzen , daß die
Gestellungsbefehle rückgängig gen,acht würden .

Fiir eine Wohnnngsbauabgabe . Die Sozialdemokratenbrachten im Reichstag einen Antrag ein , der einen Gesetzent-Wurf fordert , der die Rechte des Reiches , der Länder und Gc-
meinden in der Wohnung ? - und Siedluugswirtfchaft ab¬
grenzt . Länder und Gemeinden sollen verpflichtet werden,
Kleinwohnungen für Minderbemittelte und kinderreiche 3 ®'
tmlier , zu erbauen . Die Mittel sollen durch eine Wohnung ?«
bauavgabe iu Höhe von 20 Prozent der Friedensmiete ausge¬bracht werden .

Die Porgänge in Halle . Durch Beschlutz des preutzischeaStaatsministeriums von 17. März wurde der Hallesche P - li«
®®"

.
n 0e uiit sofortiger Wirkung zur Disposition

t * • t fe'netn Nachfolger ist der RegieruiigsdirektordiSher Leiter der Abteilung 1 a des Berliner Polizei »
Präsidiums ernannt worden . Der Beschluß erfolgte anlätzlichder Polrze,matznahmen , die dem Blutvergießen im Bolks-parivorausgingen . Der Polizeipräsident hatte das Verbot de»
Auftretens der kommunistischen Abgeordneten als Redner aufGrund einer Verordnung erlassen , die bereits autzer Kraftwar . -— Blattermeldungen zufolge ist bei den Ermittlunge «
festgestellt worden , datz der angebliche Engländer , der für dieDritte Internationale gesprochen hat, ein Deutscher ist. der
lange Jahre in England gelebt hat und von MoSk.ru zu Pro -
pagandazwecken nach Deutschland geschickt worden ist . Um der
Menge einen echten Engländer vorzutäuschen , lieh man ihn in
englischer Sprache reden.

^ .̂ dSspruch im Eisend « !,»erstreik verbindlich . Äie
g» rodtet wird, ist vom Reichsarbeitsminister der

Schiedsspruch m dem Lohn- und ArbeitSzeitkonfliki bei öer
ReichSbahngesellsichaft für verbindlich erklärt worden . ' — Mitt -
55 *R wa & nttog fand im RvichSarbeitsmi nisterimn die ange-
rurdigte Aussprache zwischen den Vertreter » der ReichSb.'
^ Lwaltung und der Geiverkschaften über die Möglichkeit einervm ^gung ^ statt . Die Gewerkschaftsvertreter erklärten , in ve»
vorlHogenden Farm sti der Schiedsspruch für die Organisatis »
nen untragbar . Einer ^ r-b-indlichkeitSerkläruug werde m^ >

Rrfttfrsetzen
^ Gesetzesbestimmungen allerdings nicht

II



Hmrze NacdriMen
Der Stellvertreter des Reichspräsidenten . Dr . Simons .

Wipfing Miwvoch nachmittag den Reichspostminister Stingl ,
sonne den Reichsverkehrsm »nister Dr . Krohne jum Vortrag .

Die dentsch -belgischen WirtschaftSverhandlnugen in Berlin
sind am Mittwoch zum Abschluß gelangt . Die Delegationen
einigen sich über den Text des- Abkommens , sowie über zoll -
tarifliche Abmachungen vorbehaltlich der Zustimmung ihrer
Regierungen .

Die Fahrtoergiinstigungen für Schwerkriegsbeschädigte . Di «
von der Tarifkommission der Deutschen Reichsbahngesellfchaft
vom Verwaltungsrat geforderten Maßnahmen zur Beseiti¬
gung der den Schwerkriegsbeschädigten bisher gewährten
ftahrtvergünstigungen auf der Reichsbahn wird , wie verlautet ,
mit dem 1 . April nicht in Kraft treten . Bielntehr verbleibt
c« bei den derzeitigen Bestimmungen . - -

Zu der Frage der Einstellung der Sonntagspost erfährt die
<p Z . , daß diese Frage von der Tagesordnung des Arbeits -
auSschussrs der Reichspost gestrichen worden ist und dafür in
der nächsten Plenarsitzung des Verwaltungsrates nicht ver »
handelt wird .

Am gestrigen Gedenktag der März -Gefallenen war der
Friedhof am Friedrichshain zu Berlin von einer großen
Menschenmenge besucht . Die . Berliner Bezirksverbände ^

der
Sozialdemokratischen und der Kommunistischen Parte », sowie
der Bund der Kriegsteilnehmer , der Afa -Bund und zahlreiche
andere Organisationen legten an den Gräbern Kränze nieder .

Der Schulstreik im Elsaß ist , wie aus PariS gemeldet wird ,
in Strasburg und Mühlhausen sozusagen ganz abgeflaut und
in Colmar find nur noch 10 Prozent der Schüler ansgeblie -
beii . Die linlsrepublikanische Partei des Elsaß hielt in
Mülhausen eine Versammlung ab und nahm eine Entschlie¬
ßung an , in der sie sich für die gemischt konfessionelle Schule
ausspricht .

Deutsche Kommunisten im Memelgebiet verhaftet . Auf der
Station Heydekrug verhaftete die . litauische Polizei vier
deutsche Kommunisten , die Aufrufe in deutscher Sprache an
die Passagiere verteilten . Man fand bei ihnen noch 163
Exemplare de» Aufrufs , sowie deutsche kommunistische Zei -
tungen .

Ausbau der Furkabahn . Der schweizerische Städterat ge-
nehmigte den Bundesbeitrag von 3 350 (XX) Franken für den
Ausbau der Furka °Bahn und für die Übernahme der Bundes -
garantie für evtl . Betriebsdefizite während 10 Jahren .

Benesch dementiert . Eine Prager Zeitung meldet auS
Paris » die Meldung über einen angeblichen Plan zur Schaf -
fung zweier Staatengruppen , worüber Benesch mit Herriot
»erhandelt haben solle , beruhe auf einem Irrtum und ent -
spreche nicht den Tatsachen .

Im englischen Unterhaus wurde in zweiter Lesung ein -
stimmig ein Gesetzentwurf angenommen , der die Gesetzes -
Unfähigkeit ehemals feindlicher Staaten aufhebt . Damit ist
die Bahn für den deutsch - englischen Handelsvertrag freige -
macht .

Eurzons Zustand wird » ach einer Londoner Meldung als
hoffnungslos betrachtet .

Während der Mittelmehrsahrt des englischen Königs wer -
den die Geschäfte der Regierung von dem Prinzen Henry ,
dem Premierminister , dem Lordkanzler und dem Erzbischof
von Canterbury geführt .

Tier obligatorische Fingerabdruck i» Amerika . Der Prä -

Sdent
der Newhorker Polizei , Richard Enright . der eine Stu -

_ ienreise nach Buenos Aires unternommen hat , wo der Fin¬
gerabdruck als offizielles , Jdentifizierungszeichen gesetzlich an -
erkannt ist, empfiehlt dieselbe Gesetzesmatzregel für Rewyyrk .
Jeder Einwohner müsse einen Paß haben , der auch seine
ßingerabdrücke enthält , so gut wie seine Photographie . .

Der neue amerikanische Geueralstaatsanwalt . An Stelle
Warrens , dessen Ernennung der amerikanische Senat zwei -
mal ablehnte , schlug Präsident Coolidge nunmehr Sargent
jurn Generalstaatsanwalt vor . Der Senat stimmte zu .

U ^ dl $ dier Teil

Kadiscber Landtag
25. Sitzung .

DZ . Karlsruhe , 19. März .
Präsident Dr . Baumgartner eröffnet um 9,15 Uhr die Sit -

zung und gibt eine große Reihe neuer Eingänge bekannt , an
deren Spitze

Dankschreiben der Witwe des Reichspräsidenten Ebert und
des Reichskanzlers

für die bekundete Teilnahme des Landtags stehen .
Die Regierung hat Gesetzentwürfe über die Grunderwerbs -

vnd ZuwachSstener , Aenderung des Schulaufwandsgesetzes und
nenderung des Schulgesetzes vom 7. Juli 1919 vorgelegt , fer -
ner Denkschriften über die Regelung des Fürsorgewesens in
Baden und die Entwicklung der kurörtlichen EinrichtungenBadenweilers . Eingegangen ist sodann ein Antrag Gebhard
(Landbund ) . betr . Milchvcrbrauch und Milchversorgung undeine Förmliche Anfrage RiickertL ( Soz . ) , betr . die Sonntags -
ruhe im Handelsgewerbe . Umfangreich ist die Zahl der neu
Angegangenen Gesuche ; sie handeln u . a . von Wünschen zur
Schulorganisation , zum Ausbau der Wasserstraßen und zur
Aesoldungsordnung .

Auf der Tagesordnung stehen zunächst
Knr,e Anfragen .

Eine solche der Abg . Frau Straub (Dein . ) betrifft die Be -« utzung der Bahnhofaborte gegen Entgelt .
Regierungsseitig wird erwidert , daß die Reichsbahn auf eine« eine Gebühr nicht verzichten zu können glaube . Auf die

Entschließungen der Hauptverwaltung babe man im übrigen"einen Einfluß .
® iiie Anfrage Rösch- Hagiu gilt der Lage der in Basel woh -" «»den pensioniertrn Eisenbahnbeamten .^ berregierungsrat Seeger antwortet mit dem Hinweis , daßd>e Reichsbahndirektion znrzeit den Entscheid der Hauptver -

Utung wegen Gewährung der Frankenzulage über den 31.Rarz 1925 hinaus einholt . Die Wohnungen in Leopoldshöhe"nißten vorerst dem aktiven Personal vorbehalten bleiben .
^ ine Anfrage der Dentschnationalen bezog sich auf die Ver -

Ulehrung der Rotariatsftelle » , eine weitere der gleichen Frak¬tion auf die angeblicheKreditgewährung an da» Berliner Bank -«aus Blumenstein durch die Badische Bank .
Auf letztere erklärt Ministerialrat Dr . Mühe : Eine solche

Kreditgewährung hat nicht stattgefunden ! (Hört , hört ! ) . Der
^ egierungsvertreter macht darauf aufmerksam , daß diese Ant -
^ ort nur durch die freiwillige Auskunft der Bankleitung so -

nach Bekanntwerden der Kurzen Anfrage ermöglicht? urde . Der Finanzminister bitte ober , solche Anfragen kunf -
nicht zu stellen , da sie unter Umständen die Zusammen -' veit v»n Staat und Privatindusttie erschwere und die In -' treuen des Landes schädigen könnten .

ein« kurze Anfrage der Deutschnationalen antwortet «^ «̂ rreg ^ r,in >gSror Baer : Di « Notiz im Falle von Professor von

Marschall - Freiibuvg war der Presseabteilung von dem Ministe -rimn des Kultus utS> Unterrichts zur Veröffentlichung in der
. Karlsruher Zeitung " zugegangen. Die Abgabe der Notiz sei -tens t»er PvesseabteUung erfolgte nur an die „Karlsruher Zei.
tung ."

Es folgt der Bericht des Vorsitzenden des Geschäftsordnungs -
ausschnsses , Abg . O . Mayer -Karlsruhe , über die Mandats -
niederlegung des Zentrumsabgeordneten Dr . Schmitt und die
Nachfolgeschast des Oberv - rwaltungsinspektorS Kühn -Karls -
ruh « . — Das Haus erhebt keinen Einspruch .

Ein Antrag Dr . Mattes (D . Vp .) wegen
Erhebung der Kirchensteuer

findet Erledigung durch ein inzwischen eingegangenes Schrei -
den des Kultusministeriums , wrrin es u . a . heißt :

Wenn sich bei der Erhebung der Kirchensteuer von 1924
Härten ergeben , so ist dies auf die unvermeidbare Veranla -
gung nach den Ursteuern und Steuerwerten von 1922 zurück -
zuführen . Eine Senkung des Steuersolls kann aber im Hin -
blick auf die finanzielle Lage der Kirchen nicht durchgeführtWerden .

Das Haus stimmt dann einer Novelle zum OrtSkirchen -
fteuergesetz zu , wonach die Frist zur Festlegung des Verhält -
nisses der kirchlichen Besteuerung der Einkommen zur Grund -
und Gewerbesteuer auf 1 . April 1928 verlängert wird . (Die
Regierungsvorlage sprach von 1959.)

Abg . Frl . B -ycrle (Zentr . ) begründet dann eingehend eine
förmliche Anstaue betr . die

Borbildung gut begabter Mädchen an Mädchenschulen .
Zur Erwiderung erhält das Wort der Ministerialdirektor in ,Kultus - und Unterrichtsministerium Dr . Schmitt . Es ist be-

absichtigt , für die allmählich in Wegfall koinnvenden Seminar -
kurse tm Verlaufe des Schuljahres 1925/26 neue Lehrpläne
für die höheren Mädchenschulen einzuführen und durch ein be-
sonder «s Schuljahr die Möglichkeit zur Erlangung des Abitu -
riums zu soffen . Mehrkosten dürften k,viiü entstehen , da jadie erfoiZderlichen Lehrkräfte durch die AuHebung der Semi -
narturfe frei werden .

Eine Aussprache wird nicht gewünscht . Es folgt der Berichtdes Abg . Schneider -Heidelberg (Zimte . ) über den Entwurf
einer LandeSgebiilirrnordnung siir RechtsanwälteDi « Abg . Dr . Kullmann (Soz .) und Rüger (Zentr .) zollendem Berichterstatter herzliche TanckeAvorte für die geleisteteArbeit , die für die Ausführung des Gesetzes wertvolle Winke

geben wird .
Die Vorlage findet darauf in Heiden Lesungen einstimmigeAnnahme .
Nach 11 Uhr vertagt sich das Haus auf Freitag vormittag

P- jPK -- . n ^^utige Plenarsitzung schloß sich eine dring -
loche Sitzung des Haus Haltsausschusses zur Beratung der
Schulanträge .

*
Die Gruuderwerb - und die Zuwachssteuer
Die badische Regierung hat dem Landtag einen Gesetzent -

Wurf über die Gvunderwerbsteuer und die Zuwachssteuer zu -
gehen lassen , wodurch das bisherige Gesetz über diese Steuern
geändert werden soll. In öem Artikel 1 des Gesetzentwurfeswird bestimmt , daß der Zuschlag zwei vom Hundert und , wenneine Wertzuwachssteuer nicht erhoben wird , vier vom Hun »dert des grunderwerbsteuerpflichtigen Wertes oder Per -
außerungspreises nicht übersteigeil darf . In den Fällen des
§ 10 des Gvunderwerbsteuergesetzes darf der Zuschlag zweitom Hundert des grunderwerbsteuerpflichtigen Wertes nichtübersteigen . Artikel 2 des Gesetzentwurfs bestimmt u . a . , daßeine Zuwachssteuer nach dein Zuwachssteuergesetz vom 14 . Fe¬bruar 1911 in Baden für Land und Gemeinden bis auf wei -

( teres nicht mehr erhoben wird .
In der dem Gesetzentwurf beigegebenen Begründung wirdu . a . ausgeführt , die Frage , ob tatsächlich die Wiedereinfüh -

rung der Zuwachssteuer den Gemeinden die erhofften Mebr -
einnahmen bringen werde , sei überaus schwer zu beurteilen .Zu berücksichtigen blerbe vor allem , daß in absehbarer Zeitdie Grundstückpreise kaum mehr die Friodenshöhe erreichendürften , daß also von der Zuckawssteuer im we-
sentlichen nur solche Fälle erfaßt werden dürften ,wo eL sich um Grundstücke handelt , die in der In -
flationszeit erworben worden sind . Der vorstehende Gesetz-
entwurf wolle den Gemeinden eine zweifelsfreie Rechtsgrund -
läge zur Erhebung einer auf Gemeindesteuerordnung beru -
henden Grundstückzuwachs .steuer geben . Mit der dem Ent -wurde vorgeschlagenen Regelung vernichtet das Land bis aufweiteres auf die Quelle der Grundstückzuwachssteuer .

Der Haus Haltsausschuß
hat sich mit obigem Gesetzentwurf am Dienstag beschäftigt .Der . .Bad . Beob .

" berichtet darüber : Der Berichterstatter . Abg .
Rüger . gab eine historische Darstellung des Gesetzes und stelltedann den Antrag auf Annahme des Entwurfs . Doch brachteer wegen der außerordentlichen Kompliziertheit des Gesetzes ,namentlich auch wegen der Schwierigkeit der Errechnung des
Erwerbspreises , nachfolgenden Zusatzantrag ein :

„Das Staatsministerium wird im Wege der Verord -
» ung allgemeine Vorschriften über den Eintritt und den
Umfang der Steuerpflicht , über die sachlichen und Person -
lichen Steuerbefreiungen , über die Feststellung des Wert -
Zuwachses und über sonstige Grundsätze tresfen . Dieie
Verordnung ist dem Landtag zur Kenntnis zu bringen .

"
Der Entwurf wurde mit obigem Antrag mit allen gegenzwei Landbundstimmen angenommen .

Weitere Arbeiten des Haushaltsausschusses
Es lag ein sozialdemokratischer Antrag vor , das ErholungS -

heim Tiergiirtnerstiftung auf dem Annaberg in Baden -Baden
betr . Dieses Erholungsheim soll erholungsbedürftigen Kriegs -
beschädigte !» dienen , und man konnte es im Haushaltsaus -
schuß nicht verstehen , daß das Reich seiner moralischen Pflichtso wenig eingedenk ist. daß dieses herrliche Erholungsheimdenen verloren gehen soll, die wahrhaftig den Dank de? Va -
terland verdient haben . Der Antrag , der die Regierung
ersucht , bei der Reichsregierung die erforderlichen Mittel zur
Weiterführung anzufordern , wurde einstimmig angenommen .Der zweite Absatz, der die Prüfung zwecks einer Uebernahme
durch den badischen Staat beantragt , wurde abgelehnt .

In der Sitzung vom 18 . März wurde der sozialdemokratische
Antrag einstimmig angenommen , wonach den auf Grund
der Personalabbauverordnung entlassenen , nicht krankender -
sicherungspflichtigen AngesteNtei ^ ErwerbSIosenunterstützung in
derselben Höhe gewährt werden soll, wie denjenigen Reichs -
beamten , die ohne laufende Bezüge auf Grund der Personal -
abbauverordnung ausgeschieden sind . (Reichsgesetzblatt Rr .51 vom 22 . September 1824 lfd . Nr . 1003. )Ein weiterer sozialdemokratischer Antrag , der die AuSdeh -
nung der Verordnung über Erwerbslosenfürsorge vom 16. Fe -
bruar 1924 auf alle der Reichsversicherungsordnung unterlie -
genden Angestellten verlangt , fand ebenfalls einstimmige An -
nähme Von feiten des Zentrum ? wurde folgender Zusatzan -
trag gestellt :

„Die Regierung wolle bei der Reichsregierung fiir eine
Prüfung darüber eintreten , in welchem Umfang die Ver -
sicherungspflichtgrenze für die Krankenversicherung der
Geldentwertung entsprechend erhöht werden soll.

"
Auch dieser Antrag fand einstimmige Annahme .

Lvangeliscde Nandessynode
In der ersten Sitzung der Evangelischeu Landessynode « nMittwoch zu Karlsruhe gedachte der Präsident

' D . Dr .Keller mit ehrenden Worten des verstorbenen Reichs-
Präsidenten , der als oberster Reichsbeamter mit Treueund Tatkraft seines Amtes gewaltet habe . Zu seiner Ehrungerhob sich die Synode von den Sitzen .

Kirchenpräsident D . Wurth erläuterte den Voranschlag für1925/26 , dessen Abschlutzziffern untenstechend mitgeteilt wer --
den . Ob das erhoffte Gleichgewicht im Haushalt der Kirche
erreicht werde , hänge von der allgemeinen politischen und
wirtschaftlichen Entwickelung ab . Die neuen .Kirchensteuern ,die auf den jetzigen staatlichen Unterlagen fußten , »brächteneine erhebliche Belastung , jedoch seien unbillige Härten auS -
geschlossen . Eine Herabsetzung könnte nur durch Einschrän -
kung der kirchlichen Arbeit ermöglicht werden . Die Ncubil -
dung des Oberkirchenrates sei seit 1 . Dezember v . I . durch,
führt . Die Mitgliederzahl sei von neun auf fünf herabgesetztund nun ein einheitliches Kollegium geschaffen worden , daD
ausnahmslos die kirchlichen und religiösen Belange vor allenanderen , auch die finanziellen , zu stellen entschlossen sei.Der Voranschlag wurde den« Finanzausschuß zur baldigen
Stellungnahme überwiesen .

In der zweiten öffentlichen Sitzung am Nachmittag wurdeder Boranschlag ohne Aenderung angenommen . Nur einigeEntschließungen wurden beantragt .
Abg . Dittes als Berichterstatter teilte mit , daß der Finanz -

ausschuß den Voranschlag gutgeheißen habe und seine un -
veränderte Annahme empfehle . Auf Anfrage des Präsidentender Synode erklärte sich diese damit einverstanden , daß voneiner Generaldiskussion abgesehen wird . Bei Position 6 (Ge -
halt desKirchenpräsidenten ) dea »standet Abg .Dietrich ( vkl .) , daßseitens des Kirchenpräsidenten im Gegensatz zum Beschluß des
Karlsruher Kirchengemeinderats das Choralblasen auf dem
Turm der Stadtkirche am Reichsbannertag untersagt wurde .Ueber die Berechtigung des Kirchenpräsidenten zu solchem
Eingreifen und über die Frage , ob der Reichsbannertag Partei -
politisches Gepräge hatte , erhebt sich eine lebhafte Debatte . —
Bei Pos . 12 ( Pflege der kirchlichen Musik ) wird die Berufungeines Landeskirchenmusikdirektors im Hauptamt und die Wei -
terbildung der Organisten besprochen . Der Kirchenpräsidentwill in dieser Sache mit dem Ministerium für Kultus und Un -
terricht verhandeln ! die Anstellung eines Landeskirchenmusik -
direktors im Hauptamt erklärt er für noch nicht spruchreif .Die Gesetze über die Dienstbezüge der Geistlichen vom 25.
November , 16. Dezember 1924 und 20. Januar 1925 wurden
ohne Wortmeldung nachträglich genehmigt .

- Im Haaenschietzprozetz
»ourde am Mittwoch die Weiterverhandluna auf Freitag früh8 Uhr vertagt . Man hofft , am Samstag die Beweisaufnahme
abschließen zu können . Am Dienstag würden dann die Plai »
doyer ? beginnen .

Badische Ärztetammer
Im Ministerium des Innern in Karlsruhe tagte kürzlich

die Badische Ärztekammer . Aus ganz Baden waren die Ver -
treter der Ärzte fast vollständig erschienen . Vom Ministe -
rium des Innern nahmen Ministerialrat Dr . Arnsberger und
Obermedizinalrat Dr . Roemer teil .

Von allgemein interessierenden Fragen kam die Kropsbe -
Handlung zur Sprache . Die Kammer erklärte sich mit einer
vorbeugenden Abgabe von kleinsten Jodmengen an die Volks-
schüler in Baden mit Einwilligung der Eltern einverstanden ,
weil dadurch , wie Ersahrungen in anderen Ländern bewiesen
haben , ein die Kropfbildung hemmender Einfluß ausgeübt
werden kann . Die Nnterstützungskasse für badische Ärzte und
deren Witwen und Waisen ist fast an der Grenze ihrer Lei -
stungsfähigkeit angelangt . Die Zunahme der Unterstützungs -
gesuche ist erschreckend und beweist die teilweise trostlose Lage ,
in die durch die Inflation die Witwen und Waisen geraten
sind . Aber auch die Notlage der noch tätigen Ärzte wird durch
die starke Inanspruchnahme dieser Kasse nur allzu deutlich be-
wiese » . Da diese Kasse lediglich durch Beiträge der prakti -
zierenden Ärzte gestützt wird , erwächst diesen eine sehr schwer
zu erfüllende Standespflicht . — Die Ärztekammer nahm hier -
zn einstimmig eine Entschließung an , in der gefordert wird ,
daß die Notverordnungen vom 80. 10. 23 und 13 . 2 . 24 aus »-
gehoben werden , da die Notstandsmaßnahmen für die Ärzte -
schast unerträglich sind und auf den ärztlichen Nachimichs
geradezu vernichtend wirken .

Die zurzeit weit um sich greifende Cocains ? »che macht den
verantwortlichen Stellen schwerste Sorge . Die Verbreitung
dieses UbelK ist so enorm , daß dieser Cocain Mißbrauch zur -
zeit bei weitem die größte Gefahr für die Erhaltung unserer
Volkskraft darstellt . Das Cocain , ein Mittel , welches ohne
ärztliche Anordnung überhaupt nicht und dann auch nur in
ganz kleinen Mengen abgegeben werden dars , wird nicht Pfund -
weise , sondern zentnerweise in Baden auf geheimeit Wegen
eingeschmuggelt und unter der Bevölkerung vertrieben . ES
schädigt den menschlichen Körper , insbesondere daS Nerven -
svstem auf das Schwerste . Wenn es nicht gelingt , diese Seuche
zum Erlöschen zu bringen , sind allerschwerste Gefabren für
daS Volksganze zn befürchten - — Die Kammer nalim dies?
Mitteilung der Regierung mit dem tiefsten Bedanern zur
Kenntnis und beschloß , mit allen Mitteln den Kampf gegen
diesen Cocain - Mißbrauck , zu unterstützen .

Gemeinde -IKundtcdau
Die Berkrhrbkonferenz in Waldshut . Die teilweise miß-

lichen VerkehrLverhältnisse des Bezirks wurden auf einer
Verkehrskonferenz in Walbshut eingehend besprochen, der auch
Vertreter der Reichsbahn beiwohnten . Die Versammlung
beschäftigte sich hauptsächlich mit den Anschlüssen im Perso -
nensernverkehr und deren Verbesserung sowie dem Güterver -
kehr . Oberregierungsrat Fingado - KarlSruhe machte die er -
heuliche Mitteilung , daß man bestrebt sei, die Vorkriegsge -
schwindigkeit der Züge mit allen Mitteln wieder zu erreichen .
Für manche Züge könne bereits im Somnierfahrplan eine
Verkürzung der Fahrzeit eintreten . — Auch sei im Entwurf
zum Sommerfahrplan eine wesentliche Verbesserung der Ver -
bindung ab Holland und der Anschluß an die Schissöverbin -
düngen aus England vorgesehen . Der Redner wies sodann
im einzelnen auf Verbesserungen hin , die bereits bei vor -
ausgegangenen Verkehrskonferenzen bekannt gegeben wur -
den . Im zweiten Teil der Besprechungen kamen die Veryutt -
nisse auf der Wutachtalftrecke zur Besprechung . Vertreter der
einzelnen Bezirke trugen ihre Beschwerden vor und Bürger -
Meister Dr . Horster -Waldshut referierte über die Bemühun -
gen der Stadtverwaltung , um den berechtigten Wünschen Gel -
tung zu verschaffen . Zur weiteren Regelung der schweben-
den Fragen wurde eine Kommission gewählt , die sich nach
Karlsruhe begeben und mit der Reichsbahndirektion verhan -
dein soll .



Aus der Landeshauptstadt
Seheimrat Dr . Gustav Lange f

Fn der Nacht zum Mittwoch entschlief nach längerer schwe«
rer Krankheit im Alter von 69 Iahren Ge heimer Oberregie -
r» ngsrat Dr . Gustav Lange , Präsident des Badischen Frauen -
vereii -.s und vormaliger , langjähriger Direktor des Badischen
Statistischen LandeSamtS.

Der Verstorbene galt als Autorität und hervorragender
Praktiker auf dem Gebiete der Statistik . Bis zu seinem Ein -
tritt in den badischen Staatsdienst im Jahre 1892 gehörte er
dem Preußischen Statistischen Büro als außerordentliches Mit -
alied an . Nach seinem Uebertritt in das Badische Statistische
Büro — jetzt Statistisches Landesamt — war Lange zunächst
noch zwei Jahre als wissenschaftlicher Hilfsarbeiter bei dieser
Stelle tätig . Beim Ableben des damaligen Vorstande», deS
Geheimen Rates Dr . Haroeck , im Spätjahr 1894 , wurde ihm
unter Beförderung zum Negierungsrat die Leitung des Bü -
ros übertragen . Im Jahre 1895 bereit ? erfolgte seine Ernen -
nung zum Borstand unter Verleihung des Titels Oberregie -
rungsrat . Roch in der Zeit vor dem Kriege wurde er mit
der Amtsbezeichnung als Direktor des Statistischen Landes -
amtS und im Juli 1914 durch die Beförderung zum Geheimen
Oberregierungsrat ausgezeichnet.

Als nach Ausbruch des Krieges dem Statistisch» Landes¬
amt neben seinen eigentlichen statistischen noch umfangreiche
> nd schwierige Arbeiten auf dem Gebiete der kriegSwirt-
schaftlichen Bersorgungsregelung erwuchsen, hat sich der Ber -
storbene durch die unter seiner sachgemäßen Leitung erfolgte
Abwicklung auch dieser Aufgaben große Verdienste um daS
Indische Land und Volk erworben.

Als Mitglied deS Internationalen Statistischen Institutsund der Deutschen Statistischen Gesellschaft, deren Vorstander angehörte , hatte Lange vielfach Gelegenheit , seine ausge -
zeichneten Kenntnisse in allen Zweigen der Staatsverwaltungund der Volkswirtschaft auch außerhalb des Amtes zu betäti -
gen.

Die an Erfolgen und an Anerkennungen reiche Laufbahndes Verstorbenen beim Statistischen LandeSamt , dessen Dienstrr auf lange Jahre hinaus das Gepräge aufgedrückt hat , fandihren Abschluß mit der zu Ende des Jahres 1920 auf sein
Ansuchen hin ausgesprochenen Versetzung in den Ruhe -
stand. G

Auch nach seinem Ausscheiden aus dem Staatsdienst gönnte
sich der an rastlose Tätigkeit gewöhnte Mann die wohlverdiente
Ruhe nicht . Seine langjährigen Beziehungen zum Hilfswerkdes Badischen Frauenvereins , dessen Bestrebungen er allezeit
schon als eifriger Mitarbeiter noch Kräften gefördert hatte ,
führten noch in höherem Alter zu seiner Berufung an die
Spitze dieser, das ganze Land umfassenden WohlfahrtSeinrich-
tung . St .L .A.

Tabakmesse . In der Zeit vom 20 .—22 . Juni findet in
Karlsruhe die Siidwestdeutsche Tabakinesse statt in Verbin -
dung mit der Tagung des südwestdeutschen Tabakwaren -
Handels.

Hmrze « ackricbten aus Waden
DZ . Heidelberg, 14 . März . Der hier wohnende Schriftleiter

Eugen Thoma wurde bekanntlich vom Liller Kriegsgericht zu
lebenslänglicher Zwangsarbeit wegen angeblichen Mord«? ver-
urteilt . Thoma beantragte Ermittlungsverfahren beim Ober»
reichsanwalt . Daraufhin hat ihm dieser mitgeteil , daß er da»
Verfahre « eiugeste -l habe, weil es an jeglichen Anhaltspunkten
und Unterlagen für die Annahme einer von dem Beschuldigten
begangenen strafbaren Handlung fehlt . Insbesondere sei der
Beschuldigte an dem Vorfall , bei dem in der Rächt zum 6. 11.
1916 der Student K . Vanhemswyn in Tourcoing den Tod fand,
völlig unbeteiligt ; der Beschuldigte war bei diesem Vorfall über -
Haupt nicht zugegen.

DZ . Mosbach, 14. März . Der BezirkSarzt Dr . Schmidt
konnte auf seinen Schulbesuchen feststellen, daß durchweg 70
bi» 80 Prozent aller Schüler mit Kröpfen behaftet sind und
zwar steigt der Prozentsatz von den niederen Klassen (40 Pro¬
zent ) bis 90 Prozent bei den letzten Klaffen. Zur Bekämpfung
dieser Krankheit werden seitens der Lehrer Jodtabletten im
Einvernehmen mit den Eltern wöchentlich einmal an die Kin-
der , außer den Kranken, die durch den Arzt bezeichnet sind ,
verabreicht.

DZ . Stuttgart , 18. März . Am Montag erschien in der
,,Süddeutschen Arbeiterbuchhandlung ein Aufgebot der Po -
i
'
izei Mt dem Spezialauftrag , 30 noch übrig gebliebene Bra -

schüre « »Die KPD . , die einzige Arbeiterpartei "
. ,<u beschlag -

«ahmen. Die Beschlagnahme erfolgte auf Antrag des Erfur -
ter Amtsgerichts . Letzten Sonntag wurden einige hundert
Exenrplare des „ Roten Bilderbogen "

, der sich ausschließlich
gegen da? Reichsbanner wandte , beschlagnahmt.

DZ . Dürrmenz -Mühlacker, 14 . März . Ein mit drei engli-
schen Fliegern beseItes Flugzeug mußte gestern abend auf der
hiesigen Gemarkung- notlanden . Die Ausweispapiere der aus -
ländischen Flieger wurde durch die Polizei geprüft und in Ord -
nung gefunden . Das Flugzeug kam von einem Fernflug von
Indien und war gestern'

nachmittag 2 Uhr in Prag zum Wei-
terflug aufgestiegen. Da wegen des ungünstigen Wetters ein
Abflug nicht möglich ist, soll das Flugzeug zerlegt und mit der
Bahn abtransportiert werden.

Verschiedenes
Strohfeuer im Wachsfigurenkabinett

Das weltberühmte Tuffandfche Wachsfigueukabinett inLondon, das viele Hunderte von Wachsfiguren und historischen
Erinnerungen enthält , wurde von eineni Großfeuer heimge-
sucht. 50 Maschinen und 350 Feuerwehrleute waren bei der
Bekämpfung des Brandes tätig . Zwei Stockwerke des Ge-bäudes find völlig ausgebrannt . Die Größe des Scha-dens läßt sich noch nicht übersehen. Es scheint die ganzeSammlung von Erinnerungen aus der Zeit Napoleons I .,darunter das Sterbezimmec aus St . Helena , zerstört worden
zu sein. Die Wachsfiguren berühmter Verbrecher aus der
Schreck^nskammer wurden unter Beifallskundgebungen einer
riesigen Menschenmenge von Feuerwehrleuten in Sicherheitgebracht.

tetn veutsaier Olvmviafond»
Der Deutsche FuMallbunv , die Deutsche Sportbehörde fit,Leichtathletik, der Deutsche Schwimmverband und der AthletikSportverband von 1891 wenden sich in einem Aufruf an di«Öffentlichkeit zur Gründung eine» Olympia -FondS, der eteiner möglichst großen Zahl deutscher Sportsleute ermöglichensoll, ihr Können mit den Vertretern anderer Länder bei de»Olympischen Spielen im Jahre 1928 zu messen .

Dandel und MLrtscbakt
Berliner Devisennotierungen

19 . MSr, 18 . SUt )
StW « dk tMrW

Amsterdam 1 <X> G. 167.59 168 .01 167 .69 168 .11
Kopenhagen 100 Kr. 76.02 76 .20 76.00 76.20
Italien . . 100 L . 17.05 1708 17 .09 17.13London . . 1 Pfd . 20.050 20.100 20.073 20 .093
Rewvork . 1 D. 4.19 4.21 4.19 4.21
Paris . . 100 Fr .
Schweiz . 100 Fr .

21 .76 21 .82 21 .905 21 .665
80 .82 81 .02 80.87 81 .07Wien 100 Schilling 59 .125 59.265 59.125 59 .265

Prag . . 100 Kr- 12 .44 12 .48 12 .435 12.475
Zutkil»»! ütxxaü 100 Pr »j« e

200 000 Besucher der Leipziger Frühjahrsmesse . Auf Grundder verkauften geschäftlichen Besucherkarten, Tageskarten undder ausgegebenen Ausstellerkarten ist festgestellt worden, daßdie Gesamtzahl der geschäftlichen Messebesucher der Frühjahrs -
messe 1925 mindestens 168 000 beträgt . Ehrenausweiskarten .Arbeiter -, Studenten - und Schülerkarten usw. sind dabei nichtmitgezählt . Bei deren Hinzurechnung übersteigt die Gesamt-besucherzahl der Leipziger Frühjahrsmesse 200000.

Die Ruhrkohlenabfatzkrise. Die schwere Absatzkrise , die zur-

nis heraus , richteten der „Essener Allgemeinen Zeitung " zu -
folge die Reichstagsabgeordneten de» Ruhrkohlenbezirks , und
zwar von den Deutschnationalen biS zu den Sozialdemokraten
einschließlich , sowie namhafte Führer der beiden großen Berg-arbeiterverbände eine dringende Eingabe an den ReichSkaaz -ler , in der sie die Forderungen begründen , die ihnen zur Ab-
stellung der Notlage geeignet erscheinen. In erster Linie zieltdie Ein ^aoe darauf ab , die Kohlentarife wiederum so zu ge-
stalten , daß die Ruhrkohle Absatz und die Eisenbahn Frachtenbekommt.

Deutsch - franzosische Kaliverhandlungen . Die Vertreter de»
deutschen Kalisyndikats und der Societe Comercial des Po-
tasses d 'Alsace sind in Luzern zusammengetroffen . Die Bv-
sprechungen bezweckten die Verbreiterung der Basis und derbereits bestehende, ! Verständigung , und die Bereinigung der
beiderseitigen Bestrebungen für die Entwicklung des Weltver-brauchs an Kali , über die Hauptpunkte waren die Meinun -
gen übereinstimmend . Die Besprechungen werden in der
nächsten Versammlung fortgesetzt.

Am Mittwoch , den 18 . März, wurde der General¬
sekretär des Badischen Frauenvereins

nach längerem , schwerem Leiden aus diesem Leben
abgerufen .

Wir verlieren in ihm einen langjährigen treube¬
währten Mitarbeiter, der von leitender Stelle aus auf
den verschiedenen Gebieten der Wohlfahrtspflege eine
unermüdliche und erfolgreiche Tätigkeit entfaltet und
durch sein hingebungsvolles Wirken sich um den
Verein außerordentlich verdient gemacht hat.

Sein Andenken wird von uns allezeit hoch in
Ehren gehalten werden .

Karlsruhe , den 18 . März 1925 .

Der Landesvorstand des Badischen Frauenvereins
vom Roten Kreuz .

Die Trauerfeier findet am Freitag , dea 20. März , nach¬
mittags 7,4 Uhr , in der Friedhofkapclle statt .

•V" -^ ■' *f- . 5 Jjy.1«i -1 f: .. ~ -Ji- "$■

Nach langem schweren Leiden , pflicht -
I getreu bis zum Zusammenbruch , ist heute |
mein guter Bruder , Herr

| im 57 . Lebensjahre sanft entschlafen .

Kenzingen , den 18 . März 1925 .

In tiefstem Leid :
Mathilde Vogel .

Die feierliche Einsegnung findet Samstag ,I den 21 . März , nachmittags 1 Uhr , im Kran¬
kenhaus Kenzingen statt .

3. Wohlfahrts -Geld- Lotterie
Bei der am 17. Februar 1925 s.attgedabtea Ztehuog worden von

de» m Bade » ge»edmigt«» Losen nachstehende Rummer « mit de«
dabei »«rmertt «» Gewinnen gezogen : 2508 (50 ; 2537 (10) 2547 (20)
2597 ( 10) 9001 (51 11208 (101 11493 (500 u . "prämie 1000) 31804 (5)
33649 (10) 41607 (5) 41705 (50 ) 45357 (10) 45802 (20) 45970 (20)
46128 (5) 46243 (5).

Sämtliche Run -.n>er» Mi « »achstebende» Endzahlen »ewinnne » je
MI . 3.— ! 011 013 016 055 056 089 198 210 229 2« 294 306 370 403
413 460 488 498 507 513 555 597 809 613 743 789 770 789 803 854
890 934 942 Ö54.

Di« A>»«ia !>I>mg erfolgt durch
« berbard Fetzer . Karlsruh « i. B . , Ostendsir. 6

und Stuttgart , Friedrichstr. 56 .

Main StouurcigtlelliiSoft ootmiib
8 . LAW ? II. A. Wtz A .O . «Mche .

Bekanntmachung .
Unsere 83 . ordentliche t^eneraliiersainmlnug findet a«Montag, de« 0. April 1925, nachmittags 4 Uhr, Wald¬

strage 16/ ] 8 , Saal III , hier, statt , wozu wir die Herre»Aktionäre hiermit ergebenst einladen .
Tagesordnung :

1. Vorlage des Jahresberichts mit Bilanz und Ge»
winn - und Verlustrechnung für das Geschäft»«
jähr 1923/24 . Beschlutzfassung über die Jahre »»
« chnung und Gewinnverteilung .

2. Beschlußfassung über die Entlastung des Vov>
standes und Aufsichtsrats.

3. Vorlegung der Reichsniarkeröffnungs -Bilanz fürden 1 . September 1924, sowie Beschlutzfassungüber die Genehmigung der ReichsmarkeröffnungS«
Bilanz , sowie die Umstellung des Grundkapital »und ihre Durchführung .4. Änderung des Gesellschaftsvertrages gemätz de»
Beschlüssen zu Nr . 3 der Tagesordnung . Jnsbe «
sondere des § 4 betreffend das Grundkapital der
Gesellschaft , sowie den Nennbetrag der Aktien . -

5 . Ermächtigung des Aufsichtsrates die Umstellungim Einzelnen gemätz den Beschlüssen der General
Versammlung durchzuführen und Änderungen der
Generalversammlungsbeschlüsse und des Gesell»
schaftsvertrages, die nur die Fassung betreffen
vorzunehmen.

Karlsruhe , den 18 . März 1925 .
Der Borsitzende des AnfsichtsrateS :

Geh. Hofrat Dr . Binz .

Metallvetten |
Stahlmatr ., Kinderbett., direkt
an Private , Katalog 73 Ii frei.

Eisenmöbelfabrik Suhl (Thür .!
Aufpolstern

von Matratze « und
DiwanS t( . sowie Neuan
fertigung besorgt reell u . !

bittig Elve !
Ulbert Ernst . Tapezier I

Steinst. . 2t

Harmonium
2 Reg . . Matk - 238 . —
9 Heg . . Mark 297 .—

13 Reg . . Mark 411 . —

Zahlungserieichterung
ar Frankolieferung !l48

; LANG
Kaiserstr IB7 : Tel . 1073

Salamander -Schuhnaus

Kaufe
fortwährend

ßi' tr - Kleider, Schuhe und
Laasche. Psisucha ,'S ihringerstr . 30, Tel. 2293 .

Neu - Eröffnung
THOMASBRAU/SILBERNERANKER

Kaisepstpasae 73, Telephon 1414

Donnepstag , den 19. Aäpz 1925
naehmittags 4 Uhp

Miinchener Spezial -Ausschank
dep Paulanep - und Thomasbpauepei

Altbekannte Küehe
FRITZ RIMMELIN

Reine Weine

Gebisse
kauft Krau Kath Pflüg« ,
Karlsruhe, Hirschstr 31 HL

Im Neuanfertigen und Um¬
arbeiten von

Steppdecken u.
Daunendecken

empfiehlt sich
Paula Schneider

! Adierstr . 5 Karlsruh !

A .145. Villmgeu. aber die
Firma Ritter & Weißen
berget, Spezialfabnk fä»
Fahrradglocken offene Ha»
»elsgesellfchast in Liqnidatio»
i» Millingen tourde heute
nachmittag 6 Uhr die Äv>

l schäftsanfsicht angeordnet .
Als Geschäftsführer ist

Bankdirektor a . D . Ott- D -»
i» Billingeil bestellt.

> Gemäß § 16 G .A .B-
wurde zur Erörterung der
Verhältnisseeine,Gläubige»
Versammlung in das Amt»«
gericht hier au ? Donner»»
tag , de» s . April »S2S, »ach«
mittags27 , Uhr, einberufe«.
Villingen , 17. März 1325.

1
BadischeS Amtsgericht.

GenchtSschreiberei.
Druck G . Braun , Karlsruhe .
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